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Einleitung 

Mit der Untersuchung wird der Versuch gemacht, die vielfältigen Forde-
rungen nach einer Verbesserung des datenrechtlichen Arbeitnehmerschutzes 
darzustellen und im Hinblick auf ihre Praktikabilität und Effizienz  zu würdi-
gen. 

Dabei soll es nicht um die Darstellung und Systematisierung des bestehen-
den Datenrechts, das sich vor allem, aber nicht nur im Bundesdatenschutz-
gesetz vom 27.1.1977 findet, sondern in erster Linie um die Vorschläge zu 
einer Reform datenrechtlicher Bestimmungen gehen. Die Durchdringung des 
bestehenden Rechtszustandes ist in großer Breite erfolgt.  Es liegen ausführ-
liche Arbeiten1 zur systematischen Darstellung des Datenschutzes für Arbeit-
nehmer vor. Desgleichen ist der kollektivrechtliche Bereich Gegenstand zahl-
reicher Abhandlungen2. 

Diesen Untersuchungen soll nicht eine neue, kaum weiterführende  Schrift 
zum geltenden Recht an die Seite gestellt werden. Bewußt wird der Blick 
nach vorn auf den Sinn und Zweck von Novellierungsvorschlägen und -vor-
haben gelenkt. Beispielhaft seien hier nur der gemeinsame Entwurf der Frak-
tionen von CDU/CSU und F.D.P.3, der Entwurf der SPD-Fraktion4, die Ent-
schließung des Europäischen Parlaments vom 23.3.19825, die Empfehlung 
von Kilian 6 und die Vorschläge von Simitis 7 genannt. 

Die Vorschläge belegen zugleich die vorhandene und sich in Zukunft noch 
verstärkende Aktualität des Themas. Dies liegt zunächst an der wachsenden 
Bedeutung der automatischen Datenverarbeitung im Arbeitsverhältnis. Schon 
1981 konnte Kilian 8 berichten, daß etwa zwei Drittel der 220 umsatzstärk-

1 Kroll,  Datenschutz im Arbeitsverhältnis; Peters,  Arbeitnehmerdatenschutz; Sproll, 
Individualrechtl iche Probleme des Arbeitnehmerdatenschutzes; Wohlgemuth , Datenschutz 
für Arbeitnehmer; Zöllner,  Daten- und Informationsschutz im Arbeitsverhältnis; Kuhla, 
Datenschutz im Beamten- und Arbeitsverhältnis. 

2 Franz,  Personalinformationssysteme und Betriebsverfassung;  Freund,  Mitbestim-
mung bei betrieblichen Personalinformationssystemen;  Matysiak,  Betriebsverfassungsrecht 
und Datenschutz; Werner,  Datenschutz und Betriebsrat;/fewe,  Der Einfluß des BDSG auf 
die Betriebsratstätigkeit. 

3 Entwur f  vom 28.1.1986, BT-Drucks. 10/4737. 
4 Abgedruckt in DuD 84, 212 ff. 
5 Abgedruckt in der BT-Drucks. 9/1516. 
6 Kilian,  Personalinformationssysteme in deutschen Großunternehmen, S. 285—290. 
7 Simitis,  Schutz vor Arbeitnehmerdaten, Regelungsdefizite — Lösungsvorschläge ( im 

folgenden Gutachten), S. 1 8 5 - 1 9 0 . 
β Kilian,  S. 14. 

2* 
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sten deutschen Großunternehmen ein computergestütztes Personalinforma-
tionssystem eingeführt  oder konzipiert hatten. 

Inzwischen dürfte diese Zahl weiter gestiegen sein. Zwar konnte Kilian 
in seiner Untersuchung die Zahl der betroffenen  Arbeitnehmer nicht exakt 
feststellen9, Presseberichten zufolge 10 soll aber allein das am weitesten ver-
breitete Software-System Paisy11 auf über zwei Millionen Arbeitnehmer 
angewandt werden. 

Hinzu kommt der Trend zur Dezentralisierung in der elektronischen Da-
tenverarbeitung. Daten werden nicht mehr nur in einer Großrechneranlage, 
sondern zunehmend mit Hilfe der „personal computer", die meist an eine 
zentrale, zum Teil sogar externe, Anlage12 angeschlossen sind, an jedem 
Arbeitsplatz verarbeitet. Damit sollen — worauf die Anbieterseite Wert 
legt13 — neue Kommunikationsformen am Arbeitsplatz eingeführt  werden; 
diese Entwicklung wird den Einsatz elektronischer Datenverarbeitung auch 
in kleineren und mittleren Unternehmen begünstigen. Dies bedingt, daß eine 
wachsende Zahl von Arbeitnehmern mit Daten — auch mit personenbezoge-
nen Daten — umzugehen hat und damit aufgrund des § 6 BDSG erweiterter 
Kontrolle unterliegt14, es bedingt auch, daß immer mehr Arbeitnehmer ihre 
Daten für Datenverarbeitungsanlagen zur Verfügung stellen müssen. 

Die vielfältigen Initiativen erklären sich ferner  daraus, daß nach mehr als 
siebenjähriger Erfahrung  mit dem BDSG die „Verarbeitungsphase** des gegen-
wärtigen Rechts durch Wissenschaft und Praxis zu einem vorläufigen Ende 
gekommen ist. Aus der systematischen Durchdringung durch die Wissen-
schaft und der Anwendung durch die Praxis werden unterschiedliche Schluß-
folgerungen für 15 oder gegen16 Novellierungsvorschläge gezogen. Zusätzliche 
Schubkraft  erhält die Auseinandersetzung, ob es einen verbesserten bereichs-
spezifischen Arbeitnehmerdatenschutz geben kann und soll, durch das Pro-
blem, ob das Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts 17 Auswir-

9 Kilian,  S. 23 unter Pkt. 1.54. 
1 0 Frankfurter  Rundschau Nr. 215 vom 14.9.84, S. 3. 
1 1 Einen Überbl ick über die derzeit gebräuchlichen Systeme und ihre Verwendungs-

möglichkeiten gibt Peltzer,  DB 83, 2139ff . ,  2141; ebenso Hexel,  Der Betriebsrat 84, 546 
und 5 9 I f f . 

1 2 Peltzer,  DB 83, 2139ff . ,  2141, weist darauf hin, daß in absehbarer Zukunf t der um-
fassende Einsatz der Bürocomputer, die untereinander und mi t der Großrechneranlage 
vernetzt sind, zu erwarten ist; vgl. auch Müller,  DuD 83, 289f f . 

« z.B. IBM-Nachrichten Nr. 254, S. 16f. 
1 4 Dazu Ehmann,  FS Hilger, S. 125ff . ;  Simitis,  Gutachten, S. 26; ders.  in Kübler 

(Hrsg.), Verrechtl ichung von Wirtschaft,  Arbei t und sozialer Solidarität, S. 154f. 
15 Linnenkohl,  A rbuR 84, 129ff. ,  140; Simitis,  Gutachten, S. 185ff . ; Gola,  BlStSoz-

ArbR 81, 209 ff.,  212. 
Zöllner, S. 101 f.; Mertens,  DuD 82, 21 ff.,  24. 

1 7 BVerfG, Urt . v. 15.12.1983 - 1 BvR 209/83 u.a. - BVerfGE 65, I f f . = NJW 84, 
419 ff. 



Einleitung 

kungen auf den gesetzlichen Schutz der personenbezogenen Daten der Ar-
beitnehmer haben muß. 

Die Arbeit enthält drei Schwerpunkte. In Teil 1 sollen die Grundlagen 
des datenrechtlichen Persönlichkeitsschutzes der Arbeitnehmer skizziert 
werden. Dazu gehört die Einordnung des Datenschutzes in das Gesamt-
system persönlichkeitsschützender und informationsrechtlicher  Normen und 
die Erörterung der Anstöße für eine bereichsspezifische Datenschutzregelung 
im Arbeitsrecht. Gegenstand des Interesses ist hier vor allem die These von 
der besonderen datenrechtlichen Schutzbedürftigkeit  im Arbeitsverhältnis. 
Daran anschließend sollen Problemkonstellationen vorgestellt werden, die 
den Konflikt im Arbeitsrecht zwischen Informationsinteresse  einerseits und 
persönlichkeitsrechtlichem Schutzbedürfnis andererseits deutlich machen. 
Schließlich ist der verfassungsrechtliche  Rahmen unter besonderer Berück-
sichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  zum informa-
tionellen Selbstbestimmungsrecht abzustecken. 

Im zweiten Teil soll anhand der im ersten Teil geschilderten Hauptproble-
me der gegenwärtige Rechtszustand skizziert werden, wobei die Struktur 
des BDSG und die Konfliktlösungen nach diesem Gesetz und den Normen 
außerhalb des BDSG behandelt werden. 

In Teil 3 schließlich sind die sich daraus ergebenden Regelungslücken und 
die dem Gesetzgeber dafür zur Verfügung stehenden Alternativen und ihre 
Effektivität  zu erörtern. 

Dabei ist zwischen einem Ausbau materieller Rechte und einer Verstär-
kung verfahrensmäßiger  Sicherungen zu differenzieren.  In dem ersten Kom-
plex ist vor allem die Frage zu beantworten, ob die Anwendungsschranken 
der Datenverarbeitung mehr inhaltlich, etwa nach dem Grad der Sensibilität 
der Daten, oder mehr formal,  etwa nach der Art der Verarbeitung bestimmt 
sein sollen. Hinsichtlich der verfahrensmäßigen  Sicherungen steht die Frage 
im Vordergrund, ob eine Kontrolle des persönlichkeitsschützenden Daten-
rechts besser durch Verstärkung individueller Möglichkeiten, kollektiver 
Mitspracherechte, als Selbstkontrolle durch Beauftragte der Datenverarbei-
ter oder als staatliche Fremdkontrolle erfolgen soll. 




